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nungsgemäß zu erziehen. Es ist aber stets zu prü­
fen, warum der andere keinen stärkeren Einfluß 
auf die Erziehung der Kinder genommen hat und 
wie dieser Umstand für die Entscheidung zu be­
werten ist.

8. Weitere Umstände für die Beurteilung der erziehe­
rischen Fähigkeiten der Eltern ergeben sich aus ih­
rer Vorbüdwirkung gegenüber den Kindern. Sie 
wird durch ihr Verhalten in der Familie und Ge­
sellschaft mitbestimmt.

9. Die Verbundenheit zwischen Eltern und Kindern 
ist ein spezifisches Merkmal der Familienerzie­
hung. Vielfach haben die Kinder zu jedem Eltern­
teil eine enge Bindung. Erst bei älteren Kindern 
wird davon auszugehen sein, daß ihre gefühls­
mäßige Einstellung fest entwickelt und nicht ohne 
weiteres zu beeinflussen ist, so daß sie für die 
Entscheidung beachtlich sein kann.

Wurde festgestellt, daß die Bindung der Kinder 
zu den Eltern unterschiedlich ausgeprägt ist, ist sie 
besonders dann zu berücksichtigen, wenn unter 
Beachtung der weiteren Umstände jeder Elternteil 
geeignet und bereit wäre, das Erziehungsrecht 
zu übernehmen. Sie kann ferner z. B. dann beacht­
lich sein, wenn mit der Bevorzugung des einen 
Elternteils eine starke Abneigung gegenüber dem 
anderen einhergeht, so daß sich für diesen Erzie­
hungsschwierigkeiten ergeben könnten (vgl. OG- 
Urteil vom 28. November 1963 — 1 ZzF 45/63 — 
Jugendhilfe 1964 S. 77). Eine Übertragung des Er­
ziehungsrechts auf den bevorzugten Elternteil wird 
jedoch dann nicht gerechtfertigt sein, wenn dieser 
wesentlich ungeeigneter ist, das Erziehungsrecht 
auszuüben.

10. Die Umstände der Ehescheidung sind insbesondere 
im Hinblick auf den erzieherischen Einfluß der 
Eltern beachtlich. Eine Beziehung zwischen den 
Umständen der Ehescheidung und der Ausübung 
des Erziehungsrechts ergibt sich vor allem, wenn 
das Verhalten eines Ehepartners zu ungenügender 
Wahrnehmung seiner Pflichten gegenüber den 
Kindern geführt hat (vgl. OG-Urteil. vom 17. Sep­
tember 1957 - 1 ZzF 153/57 - NJ 1958 S. 34). Sie 
ist aber auch dann gegeben, wenn ein besonders 
verantwortungsvolles Verhalten zu Ehe und Fa­
milie positive Rückschlüsse zuläßt oder die in der 
Ehe gezeigten Verhaltensweisen in krassem Wider­
spruch zu sozialistischen Lebensauffassungen 
stehen, die die Erziehung der Kinder beeinträch­
tigen (z. B. übermäßiger Alkoholgenuß, Arbeits­
bummelei).

Sind beide Elternteile gleichermaßen zur künftigen 
Wahrnehmung des Erziehungsrechts geeignet, so 
daß die weitere Erziehung und Entwicklung der 
Kinder bei dem einen wie dem anderen in gleichem 
Maße gesichert wäre, und begehrt jeder von ihnen 
das Erziehungsrecht, so können die Umstände der 
Ehescheidung für sich allein für die Entscheidung 
beachtlich sein, wenn ein Elternteil in schwerwie­
gender Weise gegen Grundsätze der Ehegemein­
schaft verstoßen hat.

11. Die Lebensverhältnisse der Eltern und Kinder sind 
vorrangig unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, 
welche Auswirkungen sich daraus für die Wahr­

nehmung des Erziehungsrechts ergeben. Etwaige 
ungünstige Umstände (z. B. fehlende Unterbrin­
gungsmöglichkeit, schlechte Wohnbedingungen) hat 
das Gericht im Zusammenwirken mit anderen 
Staastorganen und Institutionen gemäß §§ 4, 44 FGB 
überwinden zu helfen, um zu erreichen, daß der 
Elternteil das Erziehungsrecht ausüben kann, der 
dazu am besten in der Lage ist.

12. Der Wert einer Erziehung im Geschwisterkollektiv 
und die Notwendigkeit, zusätzliche psychische Be­
lastungen für die Kinder zu vermeiden, erfordern 
im allgemeinen, das Erziehungsrecht für mehrere 
Kinder einem Elternteil zu übertragen.

Es kann jedoch, um die weitere Entwicklung und 
Erziehung der Kinder zu sichern, auch in Betracht 
kommen, Geschwister zu trennen (vgl. OG-Urteil 
vom 1. September 1966 — 1 ZzF 12/66 — NJ 1966
S. 734). Das wäre zum Beispiel dann möglich, wenn 
sie bisher nicht gemeinsam erzogen wurden, keine 
geschwisterliche Bindung zwischen ihnen besteht 
oder die Erziehung aller Kinder zu einer starken, 
sich für die Kinder nachteilig auswirkenden Be­
lastung eines Elternteils führen würde, die auch 
mit staatlicher oder gesellschaftlicher Unterstützung 
nicht zu beheben wäre.

13. Die Erziehung der Kinder in der Familie ist eine 
Aufgabe, die vorrangig den Eltern persönlich ob­
liegt. Das schließt nicht aus, daß im Einzelfall die 
Kinder vorwiegend durch Dritte, insbesondere in 
der Familie naher Verwandter, erzogen werden. 
Im allgemeinen ist dem Elternteil das Erzie­
hungsrecht zu übertragen, der es weitgehend per­
sönlich wahrnimmt. Eine andere Entscheidung kann 
jedoch dann im Interesse der Kinder in Betracht 
kommen, wenn sie z. B. bereits vor der Eheschei­
dung nicht bei den Eltern gelebt und zu ihnen 
keine enge Bindung haben und deshalb in einem 
anderen Lebenskreis verwurzelt sind, wobei auch 
zu prüfen ist, ob die Dritten zur Erziehung der 
Kinder geeignet sind. Eine andere Entscheidung 
kann auch dann gerechtfertigt sein, wenn Um­
stände bei dem Elternteil vorliegen, der das Erzie­
hungsrecht vorwiegend persönlich wahrnehmen 
könnte, die sich ungünstig auf die Erziehung und 
Entwicklung der Kinder auswirken könnten.

14. Im Verfahren über das Erziehungsrecht sollte in 
allen geeigneten Fällen auf eine Regelung der Be­
fugnis des Nichterziehungsberechtigten zum persön­
lichen Umgang mit den Kindern gemäß § 27 FGB 
hingewirkt werden. Die Eltern sind entsprechend 
zu belehren und getroffene Vereinbarungen, die 
näher ausgestaltet werden sollten, ins Protokoll 
aufzunehmen.

A b s c h n i t t  В

§ 26 Abs. 2 FGB -
Vorübergehende Nichtausübung des Erziehungsrechts

15. Die Anordnung der vorübergehenden Nichtaus­
übung des elterlichen Erziehungsrechts hat der 
Sicherung der weiteren Erziehung und Entwick­
lung des Kindes zu dienen. Es muß nach Prüfung 
aller maßgeblichen Umstände zu erwarten sein, daß


